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Information

fur die Mitgheder der ARE und des Bundes der Neusiedler-Erben ( BNE) zur Thematk
. Bodenaffare geht in die neue Runde*™ und

..Der Brandenburger Bodenreform-Skandal, seine Folgen und die Bedeutung

tm Wahlkampf 2009 *

Angesichts der beginnenden Offensive zur weiteren Aufklarung und Aufarbeitung der Bodenaffare,
erinnern wir heute an das Treffen 1n Strausberg 1m Jum 2008

Zur Erinnerung  Ausgelst 2007/2008 durch die Intervention und mtensive Offentlichkentsarbent der
ARE . che nach dem verheerenden Urteil des Bundesgerichtshofes vom 07 Dez 2007 gegen die
Machenschaften des Finanzmimsteriums die brandenburgische Landesregierung in thre bisher
schwerste und anhaltende Krise gestiirzt hat, haben wir fiir die Betroffenen immer wieder eine
korrekte Erbenermuttlung gefordert und auch beschricben, wie diese durchzufithren st

Da das brandenburgische Finanzmmmsterium sich weiterhin um eine Aufklarung und Aufarbeitung
zu bemuhen scheint, verweisen wir auf die _Resolution von GroB Behnutz" vom 28 Apnl 2009

und zitieren die Stellungnahme des von ARE vorgeschlagenen und angebotenen Fach
Erbenermittlers Dr Gerhard Moser ( Baden-Baden) im Auszug

Die Ermittlungsverhinderung zieht sich wie e roter Faden durch die
deutsche Nachwendegesetzgebung

Vehikel Datenschutz 1m Personenstandswesen, hier § 61 PStG
(Personenstandsgesetz) bzw §§ 34, 78 FGG (Zugang zu Genchtsakten) Wer
Aktenemsicht oder Personenstandsurkunden, wie

z B Geburtsurkunde des Bruders, Hewratsurkunde des Onkels oder auch
Slerbeurkunden aus semner Familie oder sog Beischreibungen (werde ich
erlautern) verlangl, muss en rechthiches Interesse, ggf uber emn
Verwandtschaftsverhaltnis belegen Das Gleiche gilt auch bei der Emnsicht n
Nachlassakten der Genichte Wenn aber emn evtl Vollmachtgeber also eme
naturhche Person als Rechtsnachfolger, unbekannt ist, musste normalerweise,
und hier gilt der Amtsermittlungsgrundsatz, uber emn zustandiges
Nachlassgericht emn Nachlasspfleger (§ 1960 BGB) zur Vermogenssicherung
und Erbenernuttlung bestellt werden SchhieBhich mussen diejenigen
Personen, denen Rechte zustehen konnten, vom Vermogenswert aus
begmnend zielgerichtet ermittelt werden - Auch die DDR kannte die
Bestellung wvon Nachlasspflegern bzw die ,Vorsorge” der Staatlichen
Notarlate (§ 415 Abs 1, 2, 3 ZGB) /
Insbesondere die Standesamter wverweilgern oftmals ohne eme solche
Vollmacht emes Berechtigien oder auch emes Nachlasspflegers auf uns
Crbenermittlungsinstitute  Auskunfte, geschweige denn Ausstellung von
Urkunden Das Innenmunisterium des Landes Brandenburg hatte bereits am
17101995, also ca 5 Jahre nach der Wiedervereimgung, mit emem
Runderlass an samtliche Standesamter in Brandenburg mitgetelt
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1 Erbenermittlungsinstituten, wenn sie nicht eindeutig emn berechtigtes
Interesse nachweisen, Urkundenaushandigung zu verwelgern 1st und

2 auch ber vorlegender Vaollmacht emnes Nachlasspflegers solche
Urkunden nicht an die Ermittler auszuhandigen sind, da die Vollmacht
des Pflegers angeblich nicht ubertragbar se (Anlage A 1)

Naturhch wurde dies uber mehrere Verfahren, da auch andere Bundeslander
sich hier schnell anschlossen, wieder aufgehoben, denn sehr wohl kann emn
Nachlasspfleger Untervollmachten erteilen

Jahrlich sterben in Deutschland ca 700 000 bis 800 000 Menschen und n
irgendemer Form 1st dies dann auch mut Erbenfolgen verbunden
Hunderttausende von Ehen werden geschlossen und wieder geschieden, mt
oder ohne Kinder oder die Kinder werden m die nachste Ehe emnes der
Ehepartner mit neuer Namensgebung ubernommen Es 1st immer so, dass
Grundstuck und Gebaude, seien sie enteignet oder micht enteignet, oder
Bodenreformland immer irgendeiner Person irgendwann einmal gehorte bzw
sonst wie zugeschrieben werden konnte, se1 es vor Jahrzehnten FEin solcher
Wert kann nicht emnfach untergehen, vielmehr muss der Gesetzgeber dafur
Sorge tragen, dass die Rechtsnachfolge vom ehemaligen Rechtsinhaber
ausgehend uber semne Erben bis in die Gegenwart verfolgt wird Hier haben
wir dem Land Brandenburg, dem Finanzmimister, Hilfe angeboten, was aber
abgelehnt wurde (Anlage A 2) Auch dies wurde mn den Medien bereits
berchtet

Selbst das BAROV hat mir in diesem Zusammenhang bereits 1m Dezember
2004 bestatigt, dass das Bundesamt keine Auftrage zur Erbenermittlung
betreibt (Anltage A 3) - Dabel konnten aus Datenbestanden der Kommunen
uber Datenabgleich ohne all zu groRen Aufwand solche Ermittlungen von
selbst durchgefiithrt werden

Fest steht, dass man nach der deutschen Wiederveremmigung den alten § 1960
BGB (Pflegerbestellung) fur die Vermogensregelungen 1m Beitrittsgebiet
nicht zur Anwendung brachte, sondern § 11 b VermG bzw Art 233§ 2 Abs 3
EGBGB emgefuhrte, wober die Uberwachung dieser Vertreter durch die
Kommunen selbst besteht und nicht durch unabhangige Nachlassgerichte
Der Kreis schliefit sich also Nach Beendigung des kommunistischen
Abschnitts unserer Geschichte setzte die eigenthiche Zementierung der DDR
Konfiskation ein

Art 14 GG lasst grulien, selbst die Verfassung der DDR kannte Erbrecht und
Eigentumsgarantie (Art 11 Verf DDR vom 06 04 1968 oder 8% 23, 25 ZGB
vom 19 06 1975)
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1 Erlzenermxttlungsxnstxtuten, wenn sm mcht exndeutxg exn berechtxgtes
Interesse nachwelsen, Urkundenaushandxgung zu verwexqern ist und
2 auch bex vorhegender Vollmacht emes Nachlasspflegers solche
Urkunden mcht an d1e Ermxttler auszuhandxgen smd, da d1e Vollmacht
des Pflegers angebhch n1cht ubertragbar sex (Anlage A ll
Naturhch wurde dxes uber mehrere Verfahren, da auch andere Bundeslander
uch hxer schnell enschlossen, wxeder aufgehoben, denn sehr wohl kann em
Naehlasspfleger Untervollmachten ertexlen
jahrhch sterben xn Deutschland ca 700 000 bus 800 000 Menschen und xn
xrgendemer Form 1st ches dann auch mlt Erheniolgen verbunden
Hunderttausende von Ehen werden geschlossen und wxeder geschxeden, mxt
oder ohne Kxnder oder dxe Kmder werden xn rhe nachste Ehe exnes der
Ehepartner mxt neuer Namensgebung ubernommen Es xsl. unmer so, dass
Grundstuck und Gebaude, sexen src entexgnet nder nxcht entcxgnet, oder
Bodenrcformland nnmer xrgendexner Person irgendwann exmnal gehorte bzw
sonst wxe zugeschrieben werden konnte, sex es vc•r_]ah17ehn1‘en Em solcher
Wert kann nicht exnfach untergehen, vxelmehr muss der Gesetzgeber dafur
Serge tragen, dass dxe Rechtsnachfolge vom ehemahgen Rechtsmhaber
ausgehend uber sexnc Erben bns xn cue Gegenwart verfolgt wxrd Hxer haben
wu dem Land Brandenburg, dem Fmanzmmxstem Hulfe angeboten, was aber
abgelehnt wurde (Anlage A 2) Auch dxes wurde xn den Medxen berexts
bnrxchtet
Selbst das BAROV hat mxr xn dxesem Zusammenhang berexts nn Dezember
2004 hestatxgt, dass das Bundesamt keine Auflrage zur Erbenermxttlung
betrexht (Anlage A 3) ~ Dabex konnten aus Datenbeslanden der Kommunen
uber Daterxabqlexch ohne all zu großen Aufwand solche Ermittlungen von
sclbst durchgeführt werden
Fest steht, dass man nach der deutschen Wxederveremugung den alten § 1960
BGB lPÜegerl2estellung) fur dxe Vermogensnrqelungen rm Bextrxttsgelnct
nxcbt zur Anwendung brachte, sondem § l 1 4b VermG bzw Art 233 § Z Abs 3
EGBGB emgefuhrte, wobex rlxe Uherwachung dxeser Vertreter durch d.\e
Kommunen selbst besteht und nuzht durch unabhangxge Nachlassgerlchte
Der Krexs schlxeßt sxch also Nach Becndxgung das kommumstxschen
Abschmrts unserer Geschxchte setzte dxe exgenthche Zeznentxerung der DDR
Kcnnskalmn em
Art 14 GG lasst grußen, selbst dxe Verfassung der DDR kannte Erbrecht und
Exgentumsgarantre (Mt ll Verf DDR vom 06 04 1968 oder §§ 23, 25 ZGB
vom l9 L)6 lE175)
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